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Der 4. Senat des Bundessozialgeriehts hat ohne mündliehe

Verhandlung am.£0„ Dezember %9?8
für Reeht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wiri das Urteil äes Landesm

sozialgeriehts Niedersachsen vom 2?. Oktoher €97? aufge«

hob en .

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozial?ew

richte Braunschweig vom @. April ■9?? wird als unzulässig

verworfen.

Die Beklagte hat der Klägerin die Kbstenxäes Berufungs«

und des Revisionsverfehrens zu erstat+em$
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G r ü n d e :

I

Umstritten ist die Zulässigkeit (Statthaftigkeit) der Berufung.

Der Versicherte war selbständiger Malermeister. Er bezog ab
Februar 1975 Rente wegen Berufsunfähigkeit. lm Oktober 1975

teilte die beigeladene Allgemeine Ortskrankenkasse E
der Beklagten mit? daß der Versicherte Sozialversicherungsbeie‘

träge in Höhe von insgesamt 6.78?‚28 DM sohnlde, davon 5.060,60 DM

Beiträge zur Arbeiterrentenversicherung. Mit Besoheiä vom
25. Februar 1976 wandelte die Beklagte die Berufsunfähigkeits-

rente mit Wirkung vom 4. November 49?5 in eine Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit um und setzte den monatlichen.Rentenbetrag

auf 518,60 DM fest. Gleichzeitig wies sie darauf hin„ daß ab

April 4976 der Uhtersohiedesbetrag zur bisherigen (Berufsun—

fähigkeitsn)Rente —monatlich 172.90 DM,“ an die Beigeladene
ausgezahlt werde. Der Widerspruch gegen die Einbehaltung der

Rententeile blieb erfolglos (Wider3pruoh3bescheid vom 22.
April 4976).

Das Sozialgericht (SG) Braunschweig hat mit dem am in April
4977 verkündeten Urteil die Beklagte verpflichtet, die Rente

in voller Höhe auszuzahlen. In der schriftlichen Rechtsmittel—

belehrung hieß es, das Urteil könne mit der Berufung ange-
fochten werden.

Der Versicherte ist am 5. Juni 49?? verstorben. Am.9. Juni 4977

wurde das Urteil seinem Prozeßbevollmäohtigten, am.folgenden

Tag der Beklagten zugestellt. Diese hat am.8„ Juli 4??? Be»
rufung eingelegt; die Klägerin hat als Sonderreehtsnachfolgerin

des Versicherten das Verfahren fortgesetzto

‚1 desg.
}.

Das Landessozial erioht (ISG\ Nieiersaehsen hat das Urte% \ }

SG aufgehoben und die Klage abgewiesen (Urteil vom 2?.
Oktober 4977). Es hat in äen.Entseheidungsgrünüen ausgeführt,
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irrtümlieh.von der Zuläss■ „gke it der Beruiung ausge»

gengen zu.sein. Da Gegensüemd de Jerfahrens allein

die Renfe des verstorbenen VeNS Leberten sei, betreffe
.»äie Berufung nur Rente für mere1+s abgelaufene Zeiträume

und sei daher unzulässig (% 1+n SM ;1algeriehtsgesetz „
SGG „ ); 135 SG habe die e%uf4ng n1.eht zugelassen
die Beklagte keiner weee“*113„ 1'Verta_rensmangel

gerügt.

Mit der „ vom Senat zugele mssener „ R.evision maeht die

Klag9111 gelten.äa das 159 hätqvtee, anstatt eine Saehentw

scheidung fu treffen9 die Beta fung als unz1lässig ver

werfea „Isrpw

Die Klägerin bean■ragt,

des Ur-eil des 1a1neesozea geriehts

N1e1erseehsen vom 27. Oktober 1977

eufzuhehen und die Berufung der Beklagten

gegen das Tu+e 1 des 8071«]ge ;1ehts

Braunschweig vom @@April 19?? als

unzulässig zu verwerfen.

D1e Beklagte beantragt?

die Revision.fert„kq11e sezn„

„111 es für unhexr1ed1ge i9 we1„ die Befuiu„q wegen6.
«’
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s Todes des Ve;s;zhe**en in 1.er Ze; t zwisehen
Verkun adung und Zustellurg des sozial.geriehtliehen Urn

Teils 1„u11ss‚g sei9 zumal das SGddie Zusüellnng unaäw

„messe verxeger■ habe° Es 50111e3.3 rierang und GegenuO
U

forde1ung 315 prozessuale E11he1% gesehen werden, was

hier die Zulässigkeit der Berufußg'aar Folge habe.

Di e B6199101e1e hat keinen An“■eg gest e11%,

nez'11tschelmg durehP
ieAll e Be+e1 Migfn ha„en sich mit e
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Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 424 Abs 2 see).

II

Die Revision der Klägerin ist begründet. Das LSG hätte keine

Entscheidung in der Sache selbst treffen dürfen, sondern die

Berufung der Beklagten als unzulässig verwerfen müssen.

Die Berufung der Beklagten war nicht statthaft. Sie betraf "nur

die Rente für bereits abgelaufene Zeiträume“ (5 446 SGG). Ent—

gegen der Ansicht der Beklagten kann nicht auch die Beitrags—

forderung von 5.060,60 DM, mit der aufgereehnet wurde, einbe—

zogen und damit die Berufungsfähigkeit erreicht werden (vgl

5 449 SGG). Streitgegenstand ist in einem Fall wie dem vor-
liegenden naeh der Recht5preehung des Bundessozialgeriehts
(BSG) lediglich die Auszahlung der Versiehertenrente in voller

Höhe, nicht dagegen die zwischen den Beteiligten unstreitige

Beitragsforderung (vgl BSGE3, 279 = SozR Nr 3 zu 5 446 SGG;
BSGE 4, 264, 262 = SozR aaO Nr 4; BSGE 5, 455, 458). Es be—
steht kein Anlaß, von dieser Rechtspreehung abzugehen und die

Berufungsfähigkeit im Ergebnis von Voraussetzungen abhängig

zu machen, die außerhalb des mit der Klage verfolgten An—

3pruchs liegen.

Maßgebend dafür, ob es sich um Rente für abgelaufene Zeit-

räume handelt, ist der Zeitpunkt der Berufungseinlegung,

hier also der 8. Juli 4977 (BSGE 44, 245, 246; ferner BSGE

46, 454, 455; SozR Nr 6, 8, 9 und 42 zu 5 446 SGG; SozR 4500
5 446 Nr 5). Von diesem Tage ausgehend konnte der Streitgegen—
stand der Berufung nur noch die (ungekürzte Zahlung der) Rente

für abgelaufene Zeiten sein, nämlieh die Erwerbsunfähigkeits—

rente des Versicherten bis zum Ende des Monats, in dem er ge—
storben war (Juni 4977). Eine “willkürliehe” Beschränkung
der Berufung kommt bei dem hier gegebenen Sachverhalt nicht

in Betracht.

Allerdings weist der vorliegende Fall insofern eine Besonder-

heit auf, als zum Zeitpunkt der Verkündung des erstinstanz-
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lichen Urteils die Rente noch "lief", während es sich

um eine bereits abgelaufene Zeit handelte, als das Ur—

teil zugestellt wurde. Dies hat zur Folge, daß sich dem
SG die Frage weder stellte noeh überhaupt stellen konnte,

ob es die - aus seiner Sieht ohnehin zulässige „ Be—
rufung etwa gem 5 150 Nr @ SGG zulassen sollte. Gleich—

wohl verbietet der klare Wortlaut des Gesetzes, der

darauf abhebt, was die B e r u f u n g betrifft9 eine
andere Auslegung bezüglich dieser Fallgruppe. Das wird

noch verdeutlicht anhand des Vergleiches mit der Fassung

des S 446 SGG, die vor dem 2" Änderungsgesetz zum SGG

vom 25. Juni 4958 (BGBl I 409) galt: damals konnten Ur—

teile mit der Berufung nieht angefochten werden, wenn
sie (also die U r t e i l e } nur die Rente für bereits
abgelaufene Zeiträume betrafen (% 446 SGG aF)° Die Recht—
sprechung des BSG hat keinen Zweifel an der Beachtlich-
keit der versehiedenen Formulierungen des Gesetzes ge-

lassen und je naehdem auf den Zeitpunkt des Erlasses

des Urteils (& 446 SGG aF) oder der Einlegung der Be_
rufung abgehoben (BSGE ■49 214, 246; BSG in SozR 1500
5 4/46 Nr 5; für das alte Recht vgl. BSG—E:43 26m 262 e
SozR Nr 4 zu 5 446 SGG; BSGE 59 455‚ i58)„

Soweit die Beklagte darüber hinaus ins Feld führt, für

sie habe sich eine besondere Unbilligkeit dadurch era
geben, daß vom SG die Zustellung des am"?‘, April 4977
verkündeten‚Urteils unangemessen lange verzögert worden

sei, kann daraus ebenfalls nichts für die Entscheidung

gewonnen werden„ Zwar soll das Urteil binnen zwei

Woehen nach seiner Verkündung den Beteiligten zuzu—

stellen sein (@ i55 SGG); ein Verstoß gegen die bereits

seinem.Wortlaut nach als Sollvorsehrift gekennzeichnete

Bestimmung bleibt jedoch ohne prozessuale Bedeutung

(vgl Meyer»Ladewig‚ SGG, RandNr 2 zu 5 455 SGG)„ Im
übrigen ist die Argumentation der Beklagten nicht

zwingendo Wenn.sie meint9 für den Fall der Urteilszu—

stellung in angemessener Zeit hätte sie noeh vor dem
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Ableben des Versicherten Berufung gegen das SG-Urteil ein-

gelegt, dessen offenbare Unrichtigkeit bereits ihr Termine-

vertreter erkannt habe, bleibt unberücksichtigt, daß es
schon sofort nach der Verkündung des Urteils möglich ge-

wesen wäre, rechtswirksam Berufung einzulegen‚

Die Berufung ist schließlich auch nicht ausnahmsweise nach

5 450 SGG zulässig. Das ISG hat unwider3prochen festgestellt,
daß die Beklagte keinen wesentlichen Mangel des Verfahrens

gerügt habe (5 450 Nr 2 SGG). Bereits deshalb bedarf es auch
keines Eingehens darauf, daß in der Nichtzulassung der Be-

rufung durch das SG gem 5 450 Nr 4 SGG kein wesentlicher

Verfahrensmangel liegt (vgl BSG in SozR 4500 € 450 Nr 4
mit weiterer Recht5prechung).

Hiernach mußte das angefochtene Urteil aufgehoben und die

nicht statthafte Berufung gegen das Urteil des SG gem 5 458

Abs 4 SGG als unzulässig verworfen werden°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGG,
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